
Auszug Bürgerliches Gesetzbuch zum Zahlungsverzug 
 
 
§ 187 Fristbeginn 
(1) Ist für den Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein in den Lauf eines Tages fallender 
Zeitpunkt maßgebend, so wird bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mitgerechnet, 
in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt. 
(2) Ist der Beginn eines Tages der für den Anfang einer Frist maßgebende Zeitpunkt, so 
wird dieser Tag bei der Berechnung der Frist mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem 
Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebensalters. 
 
§ 188 Fristende 
(1) Eine nach Tagen bestimmte Frist endigt mit dem Ablauf des letzten Tages der Frist. 
(2) Eine Frist, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einem mehrere Monate 
umfassenden Zeitraum - Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr - bestimmt ist, endigt im Falle des § 
187 Abs. 1 mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, 
welcher durch seine Benennung oder seine Zahl dem Tage entspricht, in den das Ereignis 
oder der Zeitpunkt fällt, im Falle des § 187 Abs. 2 mit dem Ablauf desjenigen Tages der 
letzten Woche oder des letzten Monats, welcher dem Tage vorhergeht, der durch seine 
Benennung oder seine Zahl dem Anfangstag der Frist entspricht. 
(3) Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten Frist in dem letzten Monat der für ihren 
Ablauf maßgebende Tag, so endigt die Frist mit dem Ablauf des letzten Tages dieses 
Monats. 
 
§ 247 Basiszinssatz 
(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent *). Er verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli 
eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten 
Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der 
Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor 
dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs. 
(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach den in 
Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten im Bundesanzeiger bekannt. 
*) im Moment: gültig ab 01.01.2017: - 0,88 % 
 
§ 276 Verantwortlichkeit des Schuldners 
(1) Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn eine strengere 
oder mildere Haftung weder bestimmt noch aus dem sonstigen Inhalt des Schuldverhält-
nisses, insbesondere aus der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos, 
zu entnehmen ist. Die Vorschriften der §§ 827 und 828 finden entsprechende 
Anwendung. 
(2) Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt. 
(3) Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im Voraus erlassen werden. 
 
§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger 
Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der 
Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der Gläubiger nur unter der 
zusätzlichen Voraussetzung des § 286 verlangen. 
(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter den zusätzlichen 
Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des § 283 verlangen. 
 
 
 



§ 281 Schadensersatz statt der Leistung wegen nicht oder nicht wie geschuldet 
erbrachter Leistung 
(1) Soweit der Schuldner die fällige Leistung nicht oder nicht wie geschuldet erbringt, kann 
der Gläubiger unter den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der 
Leistung verlangen, wenn er dem Schuldner erfolglos eine angemessene Frist zur 
Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat. Hat der Schuldner eine Teilleistung bewirkt, so 
kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung nur verlangen, wenn er an 
der Teilleistung kein Interesse hat. Hat der Schuldner die Leistung nicht wie geschuldet 
bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung nicht verlangen, 
wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist. 
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn der Schuldner die Leistung ernsthaft und 
endgültig verweigert oder wenn besondere Umstände vorliegen, die unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen die sofortige Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs 
rechtfertigen. 
(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in Betracht, so tritt an 
deren Stelle eine Abmahnung. 
(4) Der Anspruch auf die Leistung ist ausgeschlossen, sobald der Gläubiger statt der 
Leistung Schadensersatz verlangt hat. 
(5) Verlangt der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung, so ist der Schuldner 
zur Rückforderung des Geleisteten nach den §§ 346 bis 348 berechtigt. 
 
§ 284 Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung kann der Gläubiger Ersatz der 
Aufwendungen verlangen, die er im Vertrauen auf den Erhalt der Leistung gemacht hat 
und billigerweise machen durfte, es sei denn, deren Zweck wäre auch ohne die 
Pflichtverletzung des Schuldners nicht erreicht worden. 
 
§ 286 Verzug des Schuldners 
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt 
der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die 
Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im 
Mahnverfahren gleich. 
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn 
 1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 
2. 
 
  

der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für die 
Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem 
Kalender berechnen lässt, 

 3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 
 4. 

  
aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der 
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist. 

(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht 
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleich-
wertigen Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung 
besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder 
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist, 
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug. 
(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstands 
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. 
(5) Für eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende Vereinbarung über den Eintritt des 
Verzugs gilt § 271a Absatz 1 bis 5 entsprechend. 
 
 
 



§ 288 Verzugszinsen und sonstiger Verzugsschaden 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der 
Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen. 
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 
(5) Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat bei Verzug des Schuldners, wenn dieser kein 
Verbraucher ist, außerdem einen Anspruch auf Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40 
Euro. Dies gilt auch, wenn es sich bei der Entgeltforderung um eine Abschlagszahlung 
oder sonstige Ratenzahlung handelt. Die Pauschale nach Satz 1 ist auf einen 
geschuldeten Schadensersatz anzurechnen, soweit der Schaden in Kosten der 
Rechtsverfolgung begründet ist. 
(6) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, die den Anspruch des Gläubigers einer Entgeltfor-
derung auf Verzugszinsen ausschließt, ist unwirksam. Gleiches gilt für eine Vereinbarung, die 
diesen Anspruch beschränkt oder den Anspruch des Gläubigers einer Entgeltforderung auf die 
Pauschale nach Absatz 5 oder auf Ersatz des Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung 
begründet ist, ausschließt oder beschränkt, wenn sie im Hinblick auf die Belange des Gläubigers 
grob unbillig ist. Eine Vereinbarung über den Ausschluss der Pauschale nach Absatz 5 oder des 
Ersatzes des Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ist im Zweifel als grob 
unbillig anzusehen. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn sich der Anspruch gegen 
einen Verbraucher richtet. 
 
§ 323 Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leistung 
(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fällige Leistung nicht 
oder nicht vertragsgemäß, so kann der Gläubiger, wenn er dem Schuldner erfolglos eine 
angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat, vom Vertrag 
zurücktreten. 
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn 
 1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 

 

2. 
 
 
 
  

der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder 
innerhalb einer im Vertrag bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die termin- oder 
fristgerechte Leistung nach einer Mitteilung des Gläubigers an den Schuldner vor 
Vertragsschluss oder auf Grund anderer den Vertragsabschluss begleitenden 
Umstände für den Gläubiger wesentlich ist, oder 

 
3. 
 
  

im Falle einer nicht vertragsgemäß erbrachten Leistung besondere Umstände 
vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen den sofortigen Rücktritt 
rechtfertigen. 

(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in Betracht, so tritt an deren 
Stelle eine Abmahnung. 
(4) Der Gläubiger kann bereits vor dem Eintritt der Fälligkeit der Leistung zurücktreten, wenn 
offensichtlich ist, dass die Voraussetzungen des Rücktritts eintreten werden. 
(5) Hat der Schuldner eine Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger vom ganzen Vertrag nur 
zurücktreten, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. Hat der Schuldner die Leistung nicht 
vertragsgemäß bewirkt, so kann der Gläubiger vom Vertrag nicht zurücktreten, wenn die 
Pflichtverletzung unerheblich ist. 
(6) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger für den Umstand, der ihn zum Rücktritt 
berechtigen würde, allein oder weit überwiegend verantwortlich ist oder wenn der vom Schuldner 
nicht zu vertretende Umstand zu einer Zeit eintritt, zu welcher der Gläubiger im Verzug der 
Annahme ist. 
 
§ 433 Vertragstypische Pflichten beim Kaufvertrag 
(1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu 
übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Der Verkäufer hat dem Käufer die 
Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. 
(2) Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die 
gekaufte Sache abzunehmen. 


